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B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung des Ministeriums für Finanzen vom 28. Oktober 2022 – Druck-
sache 17/3502 – Kenntnis zu nehmen.

2.12.2022

Der Berichterstatter:		  Der Vorsitzende:

Norbert Knopf			   Martin Rivoir

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Finanzen

zu der Mitteilung des Ministeriums für Finanzen
vom 28. Oktober 2022
– Drucksache 17/3502

Mittelfristige Finanzplanung des Landes Baden-Württem-
berg für die Jahre 2022 bis 2026
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abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen beriet die Mitteilung Drucksache 17/3502 in seiner 
25. Sitzung am 2. Dezember 2022.

Der Berichterstatter führte aus, die mittelfristige Finanzplanung sei die Gesamt-
schau über den Fünfjahreszeitraum aller Einnahmen und Ausgaben unter Berück-
sichtigung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in hoch aggregierter Form. 
Sie diene der Landesregierung als Planungsgrundlage und Informationsmittel. Die 
mittelfristige Finanzplanung habe keinen rechtsverbindlichen Charakter. 

In der aktuell vorgelegten mittelfristigen Finanzplanung sei das Haushaltsjahr 
2022 mit dem Stand des Staatshaushaltsplans 2022 abgebildet. Für die Jahre 2023 
und 2024 enthalte die mittelfristige Finanzplanung die Daten des Regierungsent-
wurfs zum Staatshaushaltsplan 2023/2024. Bei den Jahren 2025 und 2026 handle 
es sich um die originären Finanzplanungsjahre. Die Planungsgrundlage für die 
Steuereinnahmen in den Finanzplanungsjahren 2025 und 2026 stelle bislang die 
Mai-Steuerschätzung 2022 dar. 

Die Tilgungsverpflichtungen für die Jahre 2025 und 2026 seien dagegen in der 
vorliegenden mittelfristigen Finanzplanung bereits gemäß den Vorgaben der Schul-
denbremse unter Zugrundelegung der Herbstprojektion der Bundesregierung vom 
12. Oktober 2022 ausgewiesen. Die Tilgungsverpflichtungen betrügen für das Jahr 
2025 rund 259 Millionen € und für das Jahr 2026 rund 312,1 Millionen €. 

Die Gegenüberstellung der prognostizierten Einnahmen zu den strukturellen Aus-
gabenbedarfen und Tilgungsverpflichtungen zeige, dass in den Finanzplanungs-
jahren 2025 und 2026 ein haushaltswirtschaftlicher Handlungsbedarf von jährlich 
rund 2 Milliarden € bestehe. 

Die in der vorliegenden Fassung der mittelfristigen Finanzplanung enthaltenen 
Steuereinnahmen würden sich auf der Basis der Herbst-Steuerschätzung 2022 im 
Jahr 2025 um rund 254 Millionen € und im Jahr 2026 um rund 363 Millionen € re-
duzieren. In der Folge werde sich der vorgenannte haushaltswirtschaftliche Hand-
lungsbedarf entsprechend erhöhen. 

Die Personalausgaben hätten in den Finanzplanungsjahren 2025 und 2026 einen 
Anteil von rund 38 % an den Gesamtausgaben und stiegen im Finanzplanungs-
zeitraum von rund 21 Milliarden € auf rund 25 Milliarden € an. Diese dynamische 
Entwicklung beruhe insbesondere auf den für die im Planungszeitraum angenom-
menen Tarif- und Besoldungssteigerungen aus dem zehnjährigen Mittel von rund 
2,3 %. Die Personalausgaben seien somit mit einer Quote von knapp unter 38 % 
seit über zehn Jahren sehr konstant. Da auch die Entwicklung der Versorgungs-
ausgaben die Wachstumsdynamik verlassen habe, sei eine genaue Betrachtung 
dieser Ausgaben sicherlich eine Aufgabe für die nächsten Jahre. 

Die Ausgaben würden in den Planjahren 2025 und 2026 grundsätzlich auf der 
Basis der Ansätze des Entwurfs des Staatshaushaltsplans 2023/2024 entlang der 
Bedarfe fortgeschrieben. Dabei lägen die investiven Ausgaben in den Jahren 2025 
und 2026 bei jeweils rund 6,7 Milliarden €. 

Die mittelfristige Finanzplanung 2022 bis 2026 werde vom Finanzministerium 
entsprechend der Parlamentsbeschlüsse zum Doppelhaushalt 2023/2024 aktua-
lisiert, sodass die finale Fassung mit ausführlichem Textteil voraussichtlich im 
März 2023 zur Verfügung gestellt werden könne. 

Daraufhin empfahl der Ausschuss dem Plenum ohne Widerspruch, von der Mit-
teilung Drucksache 17/3502 Kenntnis zu nehmen. 

7.12.2022

Berichterstatter:
Norbert Knopf
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